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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Stecker *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag .wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2018 — - in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Berlin, den 12. März 1964 


Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Dr. Stecker 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Drucksache IV/2039 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über Umstellung der Abgaben auf 

Mineralöl 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Artikel 8 des Gesetzes über Umstellung der Ab- 
gaben auf Mineralöl vom 20. Dezember 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 995) wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 wird unter Streichung des Punktes 
an Satz 1 angefügt: „und die nicht in Mitglied- 
staaten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft ausgeführt werden. " 

2. Die Absätze 3 und 4 werden Absätze 5 und 6; 
die folgenden neuen Absätze 3 und 4 werden 
eingefügt: 

„(3) Wer Schmieröle, für welche Ubergangs- 
hilfe gewährt wird, in Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft ausführt, hat 
den Betrag von 22,90 DM für je 100 kg an den 
Bund zurückzuzahlen. 


(4) Wer Schmieröle, für die ihm Ubergangs- 
hilfe gewährt wird, an inländische Abnehmer 
liefert, hat 'diese Lieferungen durch Hinweis auf 
die Zahlungsverpflichtung nach Absatz 3 zu kenn- 
zeichnen. Wer dies unterläßt, ist an Stelle des 
Ausführers nach Absatz 3 zur Zahlung verpflich- 
tet." 

3. In Absatz 6 Satz 2 werden hinter dem Wort 
„Beihilfeberechtigung' 1 die Worte „und Rückzah- 
lungsverpflichtung sowie Form und Umfang der 
Kennzeichnungspflicht" eingefügt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 und § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundes gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 



